001 03.2013

I. Gutachten

TOP: 7a.2

Altestenrat und Finanzausschuss
Sitzungsdatum 25.06.2014

offentlich

Betreff:
Zuschusse an Fraktionen und die Ausschussgemeinschaft des Stadtrats zur Bestreitung ihrer
Geschaftsbedurfnisse

Abstimmungsergebnis:

X einstimmig
[ ] angenommen / beschlossen, mit : Stimmen

[ ] abgelehnt, mit Stimmen

Beschlusstext:

Die Stadt gewahrt in Erflllung ihrer Verpflichtung, flr den ordnungsgemafien Gang der Geschéfte zu
sorgen (Artikel 56 Absatz 2 GO), den Zusammenschlissen von Stadtratsmitgliedern besondere
Leistungen.

1. Den Fraktionen und der Ausschussgemeinschaft werden kostenlos Raume, ausgestattet mit
Mdbeln und Telefonen sowie PCs mit Monitoren zur Verfiigung gestellit.

2. Die Fraktionen und die Ausschussgemeinschaft erhalten monatliche Zuschisse (kaufmannisch
gerundet):

- die SPD-Fraktion 18.204 EUR

- die CSU-Fraktion 13.218 EUR

- B90/Griine 5.245 EUR

- die Ausschussgemeinschaft 2.917 EUR

Mit dem Zuschuss sind samtliche Aufwendungen der Fraktionen und der Ausschussgemeinschaft
inklusive der Leistungsentgelte und Jahressonderzahlungen gedeck.

Sofern sich durch die Umstellung deutliche Verschlechterungen fur eine Fraktion ergeben, sollen
diese, um die kontinuierliche Funktionsfahigkeit der Geschaftsstelle gewahrleisten zu kénnen,
teilweise ausgeglichen werden. Dies betrifft aktuell die CSU-Fraktion. Hier soll im Jahr 2014 der Stand
April 2014 beibehalten werden. Ab 2015 wird der jahrliche Differenzbetrag um jeweils 3.000 EUR pro
Kalenderjahr bis auf 0 EUR gekiirzt. Die Ausgleichszahlung ist im oben dargestellten monatlichen
Zuschuss nicht enthalten.

3. Die Anpassung an die tarifvertraglich vereinbarten Grundvergitungen der Beschaftigten im

offentlichen Dienst der bayerischen Gemeinden gemal des Beschlusses des Altestenrates vom
12.06.2002 (Ziffer 2a) wird auf je 80 % des monatlichen Zuschusses angewandt.
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4. Uber die Verwendung der Zuschiisse ist ein Nachweis in einfacher Form zu fiihren, der innerhalb
von vier Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres dem Amt fir Organisation,
Informationsverarbeitung und Zentrale Dienste zuzuleiten ist. Das Amt fuir Organisation,
Informationsverarbeitung und Zentrale Dienste und das Rechnungsprifungsamt sind berechtigt,

Einblick in die Belege zu nehmen. Fir die Aufbewahrung der Belege gelten die Vorschriften des § 69
KommHV-Doppik.

5. Diese Regelung ersetzt die bisherigen Regelungen und gilt rickwirkend ab dem 01. Mai 2014.

II. Ref. 1/OrgA

I1l. Abdruck an:

[ ] Ref. I/OrgA
X Ref. ll/Stk
[]

HEEEN

Vorsitzende(r): Referent(in): Schriftfihrer(in):

Seite 2 von 2



	Dropdown1
	Text1
	Text3
	Text4
	Kontrollkästchen15
	Kontrollkästchen16
	bes1
	bes2
	Kontrollkästchen17
	bes3
	Text10
	Kontrollkästchen18
	Kontrollkästchen19
	Text30
	Kontrollkästchen20
	Kontrollkästchen21
	Text31
	Kontrollkästchen22
	Text32
	Kontrollkästchen23
	Text33
	Text34
	Text36
	Text35

